
Landesverwaltungsamt

Bekanntmachung des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt
- Referat Planfeststellungsverfahren -

über das 1. ergänzende Anhörungsverfahren im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für das Vorhaben 
„Neubau 110-kV-Schaltwerk – Stendal Insel – Planfeststellungsabschnitt (PFA) 1.2“ in der Hansestadt Stendal 

im Landkreis Stendal; (Aktenzeichen: 308.3.2-30213-AV12.19)

Für das o. g. Eisenbahnbauvorhaben der DB Energie GmbH, Projektmanagement Berlin, Brandenburger Straße 16b in 
04103 Leipzig (Vorhabenträgerin) wird auf Antrag des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Halle das Anhörungsverfahren 
im Rahmen des - bei der vorgenannten Behörde - laufenden Planfeststellungsverfahrens nach den Vorschriften des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) durchgeführt.

Für das Bauvorhaben, einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, werden von der 
DB Energie GmbH Grundstücke in der Gemarkung Insel teils dauerhaft, teils vorübergehend, z. B. für die Baudurchführung, 
beansprucht.

Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 5 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Vorhabenträgerin hat die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens vor-
gelegt. Das sind insbesondere folgende Unterlagen:

-	 Erläuterungsbericht, Planunterlage Nr. 1,
-	 Landschaftspflegerischer Begleitplan, Planunterlage Nr. 7.1,
-	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Planunterlage Nr. 7.2,
-	 Umweltverträglichkeitsstudie (UVS), Planunterlage Nr. 7.3,
-	 Gesamtbetrachtung zur Umweltverträglichkeit, Planunterlage Nr. 7.4,
-	 Antrag auf Gewässerbenutzung nach § 8 WHG, Planunterlage Nr. 8.3.

Die Planunterlagen, welche bereits in der Zeit vom 03.08.2020 bis zum 02.09.2020 in der Hansestadt Stendal ausgelegen 
haben, wurden im Wesentlichen um folgende Punkte ergänzt bzw. geändert:

-	 Anpassung der Entwässerung zur Nachnutzung durch die geplante Erweiterung als Umrichterwerk,
-	 Änderung der Zuwegung als Zufahrt von B188 Richtung Norden zur Vermeidung des Baustellenverkehrs durch Insel,
-	 Korrekturen und Anpassungen bei der umweltfachlichen Unterlage,
-	 Ergänzung eines umweltfachlichen Variantenvergleiches.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) mit den entscheidungserheblichen Unterlagen wird ausschließlich auf der Inter-
netseite des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt unter https://lsaurl.de/SwStendal im Zeitraum vom 05.09.2024 
bis einschließlich 04.10.2024 (einen Monat) in elektronischer Form zur allgemeinen Einsichtnahme zugänglich gemacht. 
Zusätzlich wird diese Bekanntmachung dort veröffentlicht.

Für den Beginn der Einwendungsfrist ist diese elektronische Veröffentlichung maßgeblich. Eine über die Einwendungs-
frist hinausgehende Bereitstellung der Planunterlagen auf der Internetseite Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt 
verlängert diese nicht.

Während des Auslegungszeitraums besteht die Möglichkeit, auf Verlangen eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 
zur Verfügung gestellt zu bekommen. Nach vorheriger Terminvereinbarung ist die Einsichtnahme in die o. g. Planunterlagen 
in Papierform in den Räumlichkeiten des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt zu den üblichen Geschäftszeiten möglich. 
Für eine Terminvereinbarung melden Sie sich telefonisch unter 0345/5141188, per Mail an planfeststellung@lvwa.
sachsen-anhalt.de oder schriftlich an das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 308, Ernst-Kamieth-Straße 
2 in 06112 Halle (Saale).

Jeder kann bis spätestens einen Monat (§ 21 Abs. 2 UVPG) nach Ablauf der Veröffentlichungsfrist, das ist bis einschließ-
lich 04.11.2024, bei der Anhörungsbehörde, dem Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Einwendungen gegen den 
Plan erheben.

Die Einwendungen sind gemäß § 18a Abs. 4 AEG über einen der folgenden Wege an die Anhörungsbehörde zu richten:

-	 elektronisch per E-Mail (Planfeststellung@lvwa.sachsen-anhalt.de) oder
-	 schriftlich an Landesverwaltungsamt, Referat 308, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale).

Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.

Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Sie 
müssen Namen und eine vollständige, zustellungsfähige Anschrift der Einwendenden enthalten. Erfolgen sie schriftlich, 
müssen sie eigenhändig unterschrieben sein.

Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausge-
schlossen (§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG in Verbindung mit § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG). Der Einwendungs-
ausschluss beschränkt sich bei Vorhaben, für die eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht, auf das Verwaltungsverfahren.

Die im laufenden Anhörungsverfahren bereits erhobenen Einwendungen behalten vollumfänglich ihre Gültigkeit und 
werden im Verfahren weiterhin berücksichtigt.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der anerkannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG von der Auslegung des Plans.

Das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen und 
der rechtzeitig abgebebenen Stellungnahmen verzichten (§ 18a Nr. 5 AEG). Weiterhin kann das Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt anstelle einer mündlichen Erörterung eine Online-Erörterung durchführen (§ 18a Abs. 6 AEG). Findet 
ein Erörterungstermin oder eine Online-Konsultation statt, werden diese ortsüblich und auf der Internetseite des Landes-
verwaltungsamt Sachsen-Anhalt bekannt gemacht. Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben 
oder Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die zu den Akten zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. Der Erörterungs-
termin ist nicht öffentlich.

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen oder Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme 
am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet.

Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden 
nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch das Eisenbahn-
Bundesamtes, Außenstelle Halle, entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die 
Einwender und anerkannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Seit Beginn der Veröffentlichung des Plans am 03.08.2020 ist die Veränderungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG in Kraft 
getreten. Darüber hinaus steht seit diesem Zeitpunkt dem Träger des Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den vom Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 AEG).

Da für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, wird darauf hingewiesen, 
dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 19 Abs. 2 UVPG notwendigen Angaben enthalten und dass die Aus-
legung der Planunterlagen auch der Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß 
§ 18 UVPG dient.

Nähere Hinweise zum Datenschutz in Anhörungsverfahren des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt siehe unter 
https://lsaurl.de/DatenschutzHinweis. Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungsverfahren des Eisenbahn-
Bundesamtes siehe unter https://www.eba.bund.de/datenschutzhinweise.

Diese Bekanntmachung sowie die auf der Internetseite des Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt veröffentlichten 
Unterlagen werden auch im UVP-Portal https://www.uvp-portal.de/de/node/835 zugänglich gemacht.

Im Auftrag

gez. Zentgraf


